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Plattform

"Demokratie für alle"
Demokratische Rechte für alle, die hier leben und arbeiten

Alle Männer und Frauen, die seit mindestens fünf Jahren in der Schweiz leben und

arbeiten, haben Anspruch auf die gleichen Rechte, im besonderen auf das Stimm- und

Wahlrecht auf der Ebene von Gemeinde und Kanton.

Wir leben und arbeiten zusammen und wir alle zahlen Steuern. So ist es nur ge-
recht, wenn wir auch gemeinsam über unsere Zukunft entscheiden. Drei Viertel der
Ausländerinnen in der Schweiz leben seit vielen Jahren und auf Dauer hier.

Unsere Kinder gehen zusammen zur Schule. Sie bilden die Gemeinschaft von
morgen. Ein Drittel der Ausländerinnen in der Schweiz sind hier geboren oder aus-
gebildet worden. Wir dürfen nicht hinnehmen, dass sie ab ihrem 18. Lebensjahr
nicht mehr die gleichen Rechte besitzen, wie Schweizerkinder.

Die Frauen haben erst seit 21 Jahren das Stimm- und Wahlrecht. Eine solidari-
sehe und offene Gesellschaft lässt sich nicht aufbauen, solange ein Sechstel ihrer
Mitbürger diese politischen Rechte nicht besitzt.

Wir fordern deshalb demokratische Rechte für alle, die hier leben und arbeiten.
Damit sollen alle die Möglichkeit erhalten, sich zu Angelegenheiten wie Woh-
nungsfrage, Schule, Gesundheitsbereich, Arbeitsbedingungen, Umwelt, Kultur und
Sport zu äussern. Die "demokratischen Rechte für alle" sollen in einem ersten
Schritt auf lokaler Ebene eingeführt werden. Doch unser Ziel ist die Gewährung
dieser Rechte auf der Ebene von Gemeinde, Kanton und Bund. Sie sind fest mit un-
seren Anstrengungen gegen jegliche Form der Ausgrenzung verbunden, namentlich

- gegen die Ausgrenzung der Saisonniers und Kurzaufenthalter, denen der Fami-

liennachzug verweigert wird und der Ausländer und Ausländerinnen, die ihren
Aufenthaltsstatus verlieren, wenn sie für mehr als sechs Monate die Schweiz

verlassen;

- gegen die Ausgrenzung der ex-jugoslawischen Arbeiterinnen, welche die ersten

Opfer der neuen Ausländerpolitik des Bundesrates (Drei-Kreise-Modell) sind;

- gegen die Ausgrenzung der Asylsuchenden und der Immigrantinnen aus der

Dritten Welt, die von den Behörden als "Wirtschaftsflüchtlinge" und "Schein-

asylanten" abgestempelt werden und deren Integration erschwert wird, was sie

zum bevorzugten Ziel rassistischer Übergriffe macht;

- gegen die Ausgrenzung der Arbeitslosen, die - ohne Unterschied der Nationalität
- den rigorosen Sparprogrammen oder der Strukturbereinigung in den Betrieben

zum Opfer fallen; und gegen die Ausgrenzung, von der alle Lohnabhängigen be-

droht sind, die nicht den vollen Teuerungsausgleich erhalten und deshalb die

Mietzinserhöhungen und steigende Krankenkassenprämien nicht mehr verkraf-
ten können und so in den Strudel der Kleinkreditverschuldung geraten.

- gegen die Ausgrenzung der vielen Rentenempfangerlnnen, deren Renten nicht
mit den Lebenshaltungskosten Schritt halten und immer mehr aus einer Gesell-

schaft ausgeschlossen werden, in der nur jene Platz haben, die "aktiv" sind.

WIDERSPRUCH - 24/92 131



Die "demokratischen Rechte für alle", wie wir sie fordern, geben allen die Mög-
lichkeit, diesen Ausgrenzungen mit einem Ausbau der sozialen und demokratischen
Rechte (insbesondere in den Betrieben) für jedermann und jedefrau entgegenzuwir-
ken.

Wir treten zudem für den stark erleichterten und kostenlosen Erwerb des Schwei-
zer Bürgerrechts ein. Für die zweite Generation sollte der Erwerb - wie in Frank-
reich - automatisch erfolgen. Der Erwerb des Schweizer Bürgerrechts und die Aus-
Übung der politischen Rechte sind zwei verschiedene Dinge. Die Gewährung der
"demokratischen Rechte für alle, die hier leben und arbeiten", trägt diesem Unter-
schied Rechnung. Die erleichterte Einbürgerung und die "demokratischen Rechte
für alle" sind zwei Forderungen, die sich ergänzen.

Die Einführung der "demokratischen Rechte für alle, die hier leben und arbeiten"
entspricht der Forderung nach Bürgerrechten für Ausländerinnen in Europa. Diese
Rechte existieren in dieser Form bereits in Schweden, Norwegen, Irland, Dänemark
und Holland. Der Vertrag von Maastricht sieht für alle Bürgerinnen und Bürger aus
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit des Stimm- und Wahlrechts in der Wohnge-
meinde und für das Europäische Parlament vor.

Die Perspektive eines "Europas der Bürger und Bürgerinnen" ist real. Es liegt an

uns, dafür zu sorgen, dass Einwanderer aus Ländern ausserhalb Europas, die jetzt
von der Ausgrenzung bedroht sind, die gleichen Rechte ausüben können wie jene,
die in der Schweiz und in Europa leben und arbeiten. Die Schweiz muss sich die-
sem "Europa der Bürger und Bürgerinnen" anschliessen und nicht einem Europa
der Polizei à la Schengen, der "Festung Europa".

In zwei Kantonen, in Neuenburg und im Jura, haben die Ausländer und Auslän-
derinnen politische Rechte. In den Kantonen Aargau, Basel-Stadt, Bern, Genf,
Waadt und Zürich sind entsprechende Volksinitiativen lanciert worden. Für die
kommenden Jahre setzen wir uns zum Ziel, die "demokratischen Rechte für alle" in
allen Regionen der Schweiz einzuführen. Die unterzeichnenden Organisationen
und Einzelpersonen wollen sich dafür engagieren.

Die Plattform "Demokratie für alle - Demokratische Rechte für alle, die hier leben und arbei-
ten" ist bereits von folgenden Organisationen unterzeichnet worden:

Schweizerischer Gewerkschaftsbund, Sozialdemokratische Partei der Schweiz, Grüne Partei
der Schweiz, Bewegung für eine offene, demokratische und solidarische Schweiz BODS,
Toutes citoyennes, tous citoyens Vaud et Genevè, Solidarités Neuchâtel, Komitee Politische
Rechte für Immigrantinnen PRIM Bern, Les VertEs/Die GrünEn Freiburg, SOS-Asile Vaud,
SOS-Racisme Suisse romande, Centre de Contact Suisse-Immigrés Fribourg et Genevè, Uni-
on Syndicale fribourgeoise, Confédération fribourgeoise du travail, Confédération romande
du travail (CRT), Parti socialiste ouvrier (PSO) - La Brèche, Bresche-Forum Zürich, Grünes
Bündnis Bern, Sozialistische Grüne Alternative SGA Zug, PTT-Union, Verband Schw. Post-
beamter VSPB, Frauen machen Politik FraP Zürich, Mitenand Zürich, Initiativkomitee Aus-
länderlnnen-Stimm- und Wahlrecht Baden, FEMAES Bern, OSKEME Zürich, Partito della
Rifondazione Comunista, Schweizerisches Arbeiterlnnenhilfswerk (SAH), Partito Socialista
Unitario (PSU), Partei der Arbeit der Schweiz (PdA), Federazione delle Colonie libéré ita-
liane (FCLI), Partito democratico di sinistra, SP-Kommission für Ausländerinnenfragen des

Kantons Zürich, VPOD, Schweizer Syndikat Medienschaffender SSM. (Stand 4.9.92)
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